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Nachträgliche Zuteilung der elterlichen Sorge, Art. 298a ZGB

Sachverhalt

Eine verheiratete Mutter hat im Jahr 2000 ein Kind bekommen, das nicht von ihrem Ehemann war. Der Ehemann führte eine Aberkennungsklage und mit Urteil vom Mai 2001 wurde diese gutgeheissen. In der Folge anerkannte der leibliche Vater im Juli 2001 sein Kind und schloss mit diesem einen Unterhaltsvertrag ab der im Mai 2002 von der Vormundschaftsbehörde genehmigt wurde. Das Paar lebt schon seit der Geburt dieses Kindes zusammen. 

Im Oktober 2004 kam das zweite Kind des Paares zur Welt. Der Vater anerkannte auch dieses Kind. Die Eltern wollen nun einen Unterhaltsvertrag für das zweite Kind abschliessen und gleichzeitig die gemeinsame elterliche Sorge für das Kind beantragen.

Da sich die Lebenssituation des Paares seit der Geburt des ersten Kindes erheblich geändert hat, muss auch der Unterhaltsvertrag des erstgeborenen Kindes angepasst werden. Nun beantragen die Eltern gleichzeitig mit der Anpassung des Unterhaltsvertrages, das bisher der Mutter allein zustehende Sorgerecht auch für das erste Kind als gemeinsames Sorgerecht auszugestalten. (Die Mutter gab im Gespräch an, sie sei der Überzeugung gewesen, sie hätten die gemeinsame elterliche Sorge bereits beim ersten Kind beantragt, dies wird allerdings aufgrund der vorliegenden Akten nicht bestätigt.) Die Eltern sind sich einig und stellen einen gemeinsamen Antrag in dem die Betreuung der Kinder und die Unterhaltskosten geregelt sind. Der Antrag erfüllt die Anforderungen einer genehmigungsfähigen Vereinbarung. 

Mir stellt sich jetzt die Frage, ob für die Neuregelung der elterlichen Sorge betreffend dem ersten Kind auch die Vormundschaftsbehörde (gem. Art. 298 Abs. 1 ZGB) zuständig ist oder ob dafür die Aufsichtsbehörde gemäss Art. 298 Abs. 2 ZGB zuständig wäre.

Erwägungen

Sie können die geplanten Neuregelungen alle über die Vormundschaftsbehörde abwickeln. Art. 298a Abs. 2 ZGB (Achtung: nicht Art. 298) bezieht sich lediglich auf den Fall, da den nicht verheirateten Eltern die gemeinsame elterliche Sorge zukommt und an diesem Sorgeverhältnis nachträglich etwas zu ändern ist, während in Ihrem Fall die elterliche Sorge heute der Mutter allein obliegt und künftig gemeinsam von Mutter und Vater ausgeübt werden soll, was unter Art. 298a Abs.1 ZGB fällt. Das wäre selbst dann so, wenn die Vormundschaftsbehörde früher ein Gesuch um gemeinsame elterliche Sorge negativ entschieden hätte.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23. Mai 2005
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